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Im Allgemeinen Teil wurden Maßnahmen, die die persönlichen 
Rechte der Betroffenen in unvertretbarem Umfang eingeschränkt ha­
ben, aufgehoben bzw. geändert (z. B. Aufenthalts-, Besitz-, Verwen- 
dungs- und Umgangsverbote, Arbeitsplatzbedingungen sowie staatli­
che Kontrollmaßnahmen).

In Verbindung mit der Umstellung der Volkswirtschaft der DDR 
von der Planwirtschaft zur sozialen Marktwirtschaft ergeben sich neue 

I Anforderungen an den Schutz dieses Prozesses durch das Strafrecht. 
Damit sind eine Reihe von Tatbeständen überflüssig geworden. Die 
im Gesetz vorgesehenen Änderungen der StPO, des EG zum StGB 
sowie des Strafvollzugsgesetzes beinhalten notwendige Anpassungs­
maßnahmen an die vorgeschlagenen Änderungen im StGB.

Eine Änderung im Paßgesetz entspricht internationalen Erfahrungen 
und dient dem Schutz rechtlicher Regelungen für einen ordnungs­
gemäßen Reiseverkehr. Das OWG der DDR wurde ergänzt bzw. 
geändert bzgl. der Verantwortlichkeit für juristische Personen, der 
Höhe möglicher Ordnungsstrafen und der Verjährungsfristen.

VO zur Änderung der VO vom 22. März 1984 zur Bekämpfung 
von Ordnungswidrigkeiten - OWVO - (GBl. I Nr. 14 S. 173)
i. d. F. der VO vom 14. Dezember 1988 zur Änderung und Er­
gänzung der 1. DurchführungsVO zum Einführungsgesetz zum 
StGB - Verfolgung von Verfehlungen - und der VO zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten - OWVO - (Änderungs- 
VO) vom 27. Juni 1990 (GBl. I Nr. 29 S.347)
Im Zusammenhang mit der Änderung des politischen Strafrechts durch 
das 6. Strafrechtsänderungsgesetz wird mit der Änderung der OWVO 
die erforderliche Übereinstimmung geschaffen. Aufgrund des umfang­
reichen Rechtsangleichungsprozesses an das Recht der BRD ergeben 
sich weiterhin zahlreiche Überschneidungen zu Regelungen der OW­
VO, die aufzuheben bzw. zu modifizieren waren. Ebenso resultieren 
weitere Aufhebungen aus Veränderungen des Wirtschaftssystems der 
DDR. Neue Verwaltungsstrukturen bei örtlichen und zentralen Or­
ganen erforderten darüber hinaus Änderungen der Regelungen über 
Ordnungsstrafbefugnisse.

Gesetz zur Änderung und Ergänzung der Zivilprozeßordnung 
vom 29. Juni 1990 (GB1.I Nr. 40 S. 597)
Mit der Änderung der ZPO4 wird Festlegungen entsprochen, die sich 
aus dem Staatsvertrag für die Gestaltung der Rechtspflege in der DDR 
ergeben. Das Zivilprozeßrecht der DDR wird sowohl hinsichtlich des 
Erkenntnisverfahrens als auch in bezug auf das Vollstreckungsver­
fahren auf die Anforderungen ausgerichtet, die sich aus der sozialen 
Marktwirtschaft und die Durchsetzung dementsprechender rechtsstaat­
licher Grundsätze im gerichtlichen Verfahren ergeben. Die Änderun­
gen und Ergänzungen erfassen die ZPO in der ganzen Breite. Die ZPO 
stellt für das gesamte Verfahrensrecht im nichtstrafrechtlichen Bereich 
die allgemeingültige Grundregelung des gerichtlichen Prozeßrechts 
dar. Mit der DB zur ZPO vom 9. August 1990 (GBl. I Nr. 55 S. 1249) 
wird die geänderte und ergänzte Zivilprozeßordnung bezüglich der 
Vollstreckung untersetzt.

Gesetz über den Status und die Organisation der Sparkassen 
(Sparkassengesetz) vom 29. Juni 1990 (GBl. I Nr. 40 S. 567)
Dieses Gesetz regelt die Errichtung und Auflösung von Sparkas­
sen sowie ihre Rechtsstruktur. Weiterhin sind Festlegungen über die 
Organe der Sparkassen, ihre Rechnungslegung, die Entlastung und 
Prüfung des Jahresabschlusses sowie die Sparkassenaufsichtsbehörden 
enthalten.

Gesetz zur Änderung des Patentgesetzes und des Gesetzes über 
Warenkennzeichen vom 29. Juni 1990 (GBl. I Nr. 40 S. 571)
Das Patentgesetz wird hinsichtlich der Rechte des Erfinders, des 
Ausschlusses von Patentschutz, der Diensterfindungen und der Strei­
tigkeiten über die Erfindervergütung verändert. Das Gesetz über Wa­
renkennzeichen wird u.a. hinsichtlich der Verbände geändert. Für 
die Behandlung eingereichter Wirtschaftspatente und Geheimpatent­
anmeldungen sind im Gesetz Übergangsvorschriften festgelegt.

VO über den gewerblichen Personenverkehr (PBefVO) und VO 
über den Güterkraftverkehr (GüKVO), beide vom 20. Juni 1990 
(GBl. I Nr. 40 S. 574 bzw. 580)
Diese Verordnungen dienen der Herbeiführung einer Verkehrsunion 
zwischen der BRD und der DDR. Ziel ist, daß im Rahmen eines 
wachsenden deutschen Verkehrsmarktes dieser nach den Grundsätzen 
der sozialen Marktwirtschaft auch in der DDR ermöglicht wird, dabei 
aber gleichzeitig für eine Übergangszeit ein Konkurrenzschutz ins­
besondere für die privaten DDR-Untemehmen vorgesehen wird. Die

PBefVO regelt die Zuständigkeiten, die Bedingungen sowie die For­
malitäten im Genehmigungsverfahren. Für die Genehmigungsbehör­
den sind klare Genehmigungsvoraussetzungen formuliert. Diese VO 
ist spezielle Rechtsvorschrift i.S. des § 16 Abs. 1 des Gewerbegesetzes 
vom 6. März 1990 (GBl. I Nr. 17 S. 138).

Mit der GüKVO gibt es grundsätzlich keine Beschränkungen für 
die Ausübung der Gewerbetätigkeit im Güterkraftverkehr bei Vor­
liegen der in der VO genannten Voraussetzungen. Dies bezieht sich 
auf den Fernverkehr, den Nahverkehr und auf den Umzugsverkehr. 
Zur Kontrolle des notwendigerweise noch zu kontingentierenden Gü­
terverkehrs wird eine Anstalt für den Güterfernverkehr gegründet. 
Ordnungsstrafbestimmungen sollen die Einhaltung der Festlegungen 
in beiden Verordnungen gewährleisten.

VO zur Änderung der VO über den Zivildienst in der DDR vom
27. Juni 1990 (GBl. I Nr. 40 S. 592)
Die Änderungen erstrecken sich darauf, daß auf Grundlage dieser VO 
die Verantwortung für den Zivildienst in der DDR auf den Minister 
für Jugend und Sport übertragen wird. Zur Gewährleistung der not­
wendigen Arbeitsmarktneutralität des Zivildienstes ist es unabdingbar, 
den Einsatz von Zivildienstleistenden in Betrieben und Einrichtungen, 
zu denen sie unmittelbar vor der Heranziehung zum Zivildienst ein 
Arbeitsrechtsverhältnis hatten, für unzulässig zu erklären.

Gesetz über die Zuständigkeit und das Verfahren der Gerichte 
zur Nachprüfung von Verwaltungsentscheidungen - GNV - vom
29. Juni 1990 (GBl. I Nr. 41 S. 595)
Dieses Gesetz5 enthält gegenüber dem Gesetz von 1988 grundlegende 
Änderungen dahingehend, daß auch Entscheidungen von Behörden 
gegenüber juristischen Personen, nichtrechtsfähigen Personen und 
anderen Subjekten, soweit sie Adressaten von Verwaltungsentschei­
dungen sein können, der gerichtlichen Nachprüfung unterliegen. Die 
Zulässigkeit des Gerichtsweges zur Nachprüfung von Verwaltungs­
entscheidungen ist nicht mehr nur für bestimmte Rechtsvorschriften 
vorgesehen, sondern auf Verwaltungsgebiete, wie z.B. Ansprüche aus 
der Sozialfürsorge, Steuern und Abgaben u.a.m., erweitert worden. 
Neben Regelungen für die örtliche Zuständigkeit der Durchführung 
des erstinstanzlichen Verfahrens wurden weitere prozessuale Maßnah­
men ausgestaltet.

VO über die Berechnung von Steuern und Beiträgen zur Sozi­
alversicherung sowie über die Entrichtung von Abschlagzahlun­
gen - SelbstberechnungsVO - vom 27. Juni 1990 (GBl. I Nr. 41 
S.616)
Mit dieser VO wird die Verpflichtung der Unternehmen, Betriebe und 
anderen Steuerpflichtigen zur Selbstberechnung der Jahressteuer sowie 
der Entrichtung von Abschlagzahlungen präzisiert. Die Regelungen 
berücksichtigen die Veränderungen, die ab 1.7.1990 bei den Steu­
ern und durch die Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge eintre- 
ten. Die Steuerpflichtigen werden über die Zahlungsmodalitäten und 
Termine eindeutig informiert, damit die Steuern dem Staatshaushalt 
zugeführt werden können.

VO über die Beantragung und die Gewährung von Investitions­
zulagen für Anlageinvestitionen - InvestitionszulagenVO - vom
4. Juli 1990 (GBl. I Nr. 41 S.621)
Die VO ist die Grundlage dafür, um mit dem Übergang zur sozialen 
Marktwirtschaft in der DDR für die Errichtung oder Erweiterung ge­
werblicher Betriebsstätten bzw. für Investitionen im Zusammenhang 
mit der Umstellung oder der grundlegenden Rationalisierung der Pro­
duktion besondere Vergünstigungen zu schaffen. Die VO soll solche 
Investitionen begünstigen, die in dem vorgesehenen Geltungszeitraum 
von zwei Jahren produktionswirksam werden. Geregelt sind u.a. die 
Anspruchsberechtigten, die Investitionszeiträume, die Bemessungs­
grundlagen und die Verzinsung des Rückforderungsanspruchs.

VO zur Herausgabe eines Amtlichen Bekanntmachungsblattes in 
der DDR vom 4. Juli 1990 (GBl. I Nr. 41 S.623)
Diese VO bestimmt die Herausgabe eines „Amtlichen Bekanntma­
chungsblattes“ durch den Minister der Justiz. Es erscheint nach Be­
darf; Bekanntmachungen sind von den dazu in den Rechtsvorschriften 
Verpflichteten zu bewirken.

4 Vgl. hierzu G.-A. Lübchen, NJ 1990, Heft 7, S. 293 ff.
5 Vgl. hierzu R. Brachmann/A. Dammköhler, NJ 1990, Heft 8, S. 325 ff.; Das Ge­

setz ist auch abgedruckt in der Beilage zu NJ 1990, Heft 8.


